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Zu Beginn der 1920er Jahre war die deutsche Kapitalflucht in die Schweiz und die Niederlande ein großes
Thema in der deutschen und internationalen Öffentlichkeit. Insbesondere wurde befürchtet, dass auf diese
Weise die Inflation weiter angeheizt werden könnte und Deutschland die Mittel entzogen würden, die
Reparationsleistungen zu stemmen. Zugleich bestand Unklarheit, ob die Empfängerländer wirklich etwas
gegen die Kapitalflucht unternahmen, sondern sie nicht vielmehr sogar förderten. Dementsprechend stieg
in der ersten Hälfte der 1920er Jahre der politische Druck seitens Deutschlands und Frankreichs (das
ebenfalls mit einer gravierenden Kapitalflucht zu kämpfen hatte), mehr dagegen zu unternehmen. In dem hier
wiedergegebenen Dokument wehrt sich das schweizer Justiz- und Polizeidepartment gegen diese Vorwürfe
und sieht in ihnen letztlich eine Bedrohung der nationalen Souveränität der Schweiz.

Auszug aus dem Protokoll der Sitzung des Schweizerischen Bundesrats

Dienstag den 15. Januar 1924

Kapitalflucht aus Deutschland.

Mündlich.

Geheim.

Der Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartementes macht darauf aufmerksam, dass in letzter Zeit immer
wieder, sei es in der Presse-, sei es in den Kammern der alliierten Länder, besonders Belgiens und Frankreichs,
bei der Behandlung der Reparationsfrage auf die Kapitalflucht aus Deutschland hingewiesen und namentlich
auch behauptet wird, ein grosser Teil dieser Kapitalien sei in die Schweiz ausgewandert. Dies in Verbindung
mit der Tatsache, dass die Sachverständigenkommission, die zur Feststellung der Zahlungsfähigkeit der
Reparationskommission beigegeben worden ist und deren eine Sektion sich besonders mit der Feststellung des
Verbleibs der aus Deutschland geflüchteten Kapitalien befassen soll, ihre Tätigkeit auf genommen hat, lässt
befürchten, dass über kurz oder lang auch beim Bundesrat Schritte getan werden könnten, die bezwecken, die
Feststellung der in die Schweiz geflüchteten deutschen Gelder zu erleichtern. Da nun offenbar keine Rede
davon sein könne, dass der Bundesrat irgendwelchen Massnahmen, die zum genannten Zwecke vorgeschlagen
würden, Vorschub leiste, so ist der Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartements der Meinung, es würde
sich empfehlen, wenn unsere bei den in Betracht fallenden Regierungen beglaubigten Gesandten zum Voraus
zuständigen Orts wissen liessen, dass der Bundesrat nicht in der Lage wäre, solchen Ansinnen zu entsprechen.
Ein solches Vorgehen schiene ihm besser, als abzuwarten, bis ein Gesuch beim Bundesrat gestellt werde, das
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dann abgelehnt werden müsste. Vielleicht würde es sich auch empfehlen, in dieser Sache mit andern neutralen
Staaten, z. B. Holland, Fühlung zu nehmen.1

In der Beratung herrscht Uebereinstimmung in der Hinsicht, dass in der Tat der Bundesrat es ablehnen müsste,
in irgendwelcher[2] Weise der Schnüffelei nach den deutschen Kapitalien in der Schweiz Vorschub zu leisten.
Uebrigens wird betont, der Betrag dieser Kapitalien werde in den alliierten Ländern weit überschätzt. Da
ausserdem kein Zweifel darüber bestehen könne, dass weit grössere Kapitalien aus Deutschland nach England
und Amerika gewandert seien, als nach der Schweiz, so dürfe die Gefahr einer Einmischung der Alliierten
Regierungen in die Innern Angelegenheiten anderer Staaten nicht allzu hoch angeschlagen werden; denn
England und Amerika würden sich eine solche Einmischung sicherlich so wenig gefallen lassen, wie in der
Schweiz. Einen offiziellen Schritt in dem eingangs angedeuteten Sinne durch unsere Gesandten t tun zu lassen,
ginge vielleicht insofern zu weit, als die fremden Regierungen leicht geneigt sein könnten, daraus den Schluss
zu ziehen, dass in der Tat bedeutende deutsche Kapitalien den Weg nach der Schweiz gefunden hätten. Dagegen
erklärt sich der Vorsteher des politischen Departements bereit, ein Rundschreiben an unsere Gesandten zu
richten, damit sie über den Stand der Angelegenheit und die Stellungnahme des Bundesrates unterrichtet
und so in der Lage sind, sei es auf eine Frage hin oder wenn sonst die Angelegenheit zur Sprache kommt,
die nötige Auskunft zu geben. Der Vorsteher des politischen Departements hat übrigens verschiedentlich
Anlass genommen, den französischen Botschafter sowohl als den belgischen Gesandten darauf aufmerksam
zu machen, dass von Kontrollmassnahmen zur Feststellung der deutschen Kapitalien in der Schweiz nicht die
Rede sein könne und auch die Reparationskommission hat von dem Ergebnis der über den Bestand an deutschen
Kapitalien in der Schweiz angestellten Untersuchungen allen wünschbaren Aufschluss erhalten.

Der Rat billigt das vom Vorsteher des politischen Departementes in Aussicht genommene Vorgehen (Erlass
eines Rundschreibens an die in Betracht fallenden schweizer. Gesandten).

Protokollauszug an den Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartements und an den Vorsteher des politischen
Departements, an 2 Stück.

Für getreuen Auszug, Der Protokollführer:

Kausling

1 Neben der Schweiz standen insbesondere die Niederlande in der Kritik, Zielort deutscher Kapitalflucht zu sein,
nachdem der Finanzplatz Amsterdam bereits im Ersten Weltkrieg eine zunehmend wichtige Rolle für die deutsche
Wirtschaft gespielt hatte. Farquet, Paradis fiscal.
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